Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3391 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/l)-680 70 - E - Be 29/72 


Bonn, den 25. Mai 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Besoldungsrecht in der 

Europäischen Gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (Euratom) des Rates zur Änderung 
der Regelung der Bezüge und der sozialen Sicherheit der 
Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen Kernfor- 
schungsstelle, die in der Bundesrepublik Deutschland 
dienstlich verwendet werden. 

Der Verordnungsentwurf ist mit Schreiben der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften vom 13. April 1972 dem Herrn 
Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Gerichts- 
hofes der Europäischen Gemeinschaften ist nicht vorgesehen. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Dr. Ehmke 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Viliip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Europäische Gemeinschaften 

Der Rat 


Übersetzung 


Schreiben: 

vom: 

an: 

betrifft: 


der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, unterzeichnet von Herrn 
Vizepräsidenten Wilhelm Haferkamp 

13. April 1972 

den Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften, Herrn G. Thorn 

Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Regelung der Bezüge 
und der sozialen Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle, die in der Bundesrepublik Deutschland dienstlich verwendet 
werden 


Herr Präsident! 

In der Bundesrepublik Deutschland wurden die 
Löhne und Vergütungen für Arbeitnehmer des 
öffentlichen Dienstes durch einen Tarifvertrag zwi- 
schen den Arbeitgebern und den Gewerkschaften ge- 
ändert. Dieser Tarifvertrag sieht eine lineare Erhö- 
hung der Löhne und der Vergütungen um 4 v. H. so- 
wie eine generelle Zulage in Höhe von 30 DM mo- 
natlich je Arbeitnehmer vor. Er tritt am 1. Januar 
1972 in Kraft. Die Grundlöhne und -Vergütungen der 
Atomanlagenbediensteten der GFS in Karlsruhe sind 
infolgedessen entsprechend anzuheben. 

Die Atomanlagenbediensteten erhalten zur Zeit 
eine Familienvorstandszulage in Höhe von 5 v. H. 
des Monatsgrundgehalts, die jedoch nicht weniger 
als 70 DM monatlich betragen darf. Die Anwendung 
des Tarifvertrags hat zur Folge, daß dieser Mindest- 
betrag der Familienvorstandszulage sich ebenfalls 
um 4 V. H, erhöht und theoretisch 72,8 DM betragen 
würde. Um der zusätzlichen Erhöhung der Grund- 
iöhne um 30 DM Rechnung zu tragen, wird daher 
vorgeschlagen, den Mindestbetrag für die Familien- 
vorstandszulage auf 75 DM festzusetzen. Hierzu sei 
bemerkt, daß der Ortszuschlag der Beamten des 
öffentlichen Dienstes ebenfalls um 4 v. H. erhöht 
worden ist. 

Die Atomanlagenbediensteten der GFS in Karls- 
ruhe erhalten zur Zeit eine Kinderzulage in Höhe 
von monatlch 95 DM je Kind. Unter Berücksichtigung 
der Lohnentwicklung wird vorgeschlagen, diese Zu- 
lage auf 100 DM festzusetzen. Diese Erhöhung hält 
sich in mäßigen Grenzen, wenn man bedenkt, daß 
der Betrag von 95 DM seit dem 1. Januar 1970 trotz 
der im letzten Jahr vorgenommenen Erhöhung der 
Kinderzulage um 3 DM nicht mehr geändert worden 
ist. Der Antrag auf Erhöhung dieser Kinderzulage 
um 3 DM wurde seinerzeit lediglich deshalb zurück- 
gestellt, weil man ~ wie bisher - Anpassungen nur 
bei Beträgen vornehmen wollte, die sich mindestens 
auf 5 DM beliefen. 

Bei der Geburt eines Kindes erhält ein Atoman- 
lagenbediensteter eine Zulage von 165 DM. Dieser 
Betrag ist seit dem 1. Januar 1966 nicht mehr ange- 
paßt worden. Die von der deutschen Sozialversiche- 


rung bezahlten Beträge sind seither jedoch um 
20 V. H. erhöht worden. Es wird daher vorgeschlagen, 
den derzeitigen Betrag von 165 DM auf 200 DM zu 
erhöhen. 

Ab 1. Februar 1972 sind die Monatsgrundlöhne 
um 33 DM für die Gruppen 1 bis 4 der Klasse I und 
die Gruppe 1 der Klasse II und um 13 DM für die 
Gruppe 5 der Klasse I und die Gruppen 2 bis 4 der 
Klasse II erhöht worden. Diese monatliche Erhöhung 
stellt die für Anfang des Jahres 1971 vorgesehene 
zweite Stufe der Arbeitstarifverträge dar, in denen 
in zwei Stufen eine Erhöhung der monatlichen Bezü- 
ge je nach Klassen und Gruppen um 67 DM bzw. 
40 DM vorgenommen werden soll. Wie im vergan- 
genen Jahr wird diese Erhöhung in die monatlichen 
Grundlöhne und -Vergütungen einbezogen. 

Atomanlagenbedienstete, die Forschungsarbeiten 
vorbereiten, durchführen oder auswerten, erhalten 
eine Zulage, die das Vierfache des Unterschieds- 
betrages zwischen zwei Dienstaltersstufen beträgt 
(siehe Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung). Diese 
Zulage ist um 67 DM zu verringern bei Bediensteten, 
deren Bezüge unter die Klasse I Gruppen 1 bis 4 
und die Klasse II Gruppe 1 fallen. Sie ist um 40 DM 
zu verringern bei Bediensteten, deren Bezüge unter 
die Klasse I Gruppe 5 und die Klasse II Gruppen 
2 bis 4 fallen. 

Die Kommission schlägt dem Rat daher vor, die 
Verordnug Nr, 1 1 /65/Euratom vom 16. März 1965 
über die Regelung der Bezüge und der sozialen 
Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der Ge- 
meinsamen Forschungsstelle, die in der Bundesrepu- 
blik Deutschland dienstlich verwendet werden, ent- 
sprechend zu ändern und die Verordnung zu erlas- 
sen, deren Entwurf diesem Schreiben als Anlage 
beigefügt ist. 

Für diesen Vorschlag sind für das Jahr 1972 Haus- 
haltsmittel in Höhe von 36 000 RE vorzusehen. Die 
Maßnahme betrifft 59 Bedienstete. 

Für einen möglichst baldigen Beschluß wäre die 
Kommission dankbar. 

gez. Wilhelm Haferkamp 
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Vorschlag einer Verordnung (Euratom) des Rates 
zur Änderung der Regelung der Bezüge und der sozialen 
Sicherheit der Atomanlagenhediensteten der Gemeinsamen 
Kemforschungsstelle, die in der Bundesrepublik Deutschland 
dienstlich verwendet werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf die Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr. 259/68 des Rates vom 29. Februar 1968 
zur Festlegung des Statuts der Beamten der Euro- 
päischen Gemeinschaften und der Beschäftigungs- 
bedingungen für die sonstigen Bediensteten dieser 
Gemeinschaften^), insbesondere auf Artikel 4 Ab- 
satz 2 und die Artikel 94 und 95 der Beschäftigungs- 
bedingungen, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 9/65/Euratom des 
Rates vom 16. März 1965 zur Regelung der Bezüge 
und der sozialen Sicherheit der Atomanlagenbe- 
diensteten der Gemeinsamen Kernforschungsstelle, 
die in der Bundesrepublik Deutschland dienstlich 
verwendet werden -), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (Euratom) Nr. 1409/71 des Rates vom 
24. Juni 1971 ^), 

auf Vorschlag der Kommission, 

in der Erwägung, daß die Erhöhung der Bezüge der 
unter den Bundesangestelltentarifvertrag und den 
Manteltarifvertrag für Arbeiter des Bundes fallenden 
Bediensteten eine Anpassung der Verordnung Nr. 
9/65/Euratom rechtfertigen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Verordnung Nr. 9/65/Euratom wird mit Wirkung 
vom 1. Januar 1972 wie folgt geändert: 

1. In Artikel 3 Buchstabe a wird der Betrag von 
70 DM durch den Betrag von 75 DM ersetzt. 

In Artikel 3 Buchstabe b wird der Betrag von 
95 DM durch den Betrag von 100 DM ersetzt. 

2. In Artikel 7 dritter Absatz wird der Betrag von 
165 durch den Betrag von 200 DM ersetzt. 

3. Der Anhang zur Verordnung Nr. 9/65/Euratom 
wird durch folgenden Anhang ersetzt: 


J Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56, 
vom 4. März 1968, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 48, 
vom 25. März 1965, S. 718/65 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148, 
vom 3. Juli 1971, S. 1 


3 



Drudesache VI/ 3391 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


ANHANG 

(DM) 


KLASSE I 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

Groupe 1 

1493 

1550 

1607 

1664 

1721 

1778 

1835 

1892 

- 

- 

Groupe 2 

1334 

1385 

1436 

1487 

1538 

1589 

1640 

1691 

1742 

- 

Groupe 3 

1215 

1259 

1303 

1347 

1391 

1435 

1479 

1523 

1567 

1611 

Groupe 4 

1097 

1137 

1177 

1217 

1257 

1297 

1337 

1377 

1417 

1457 

Groupe 5 

1018 

1054 

1090 

1126 

1162 

1198 

1234 

1270 

1306 

1342 

KLASSE II 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

Groupe 1 

1153 

1195 

1237 

1279 

1321 

1363 

1405 

1447 

1489 

1531 

Groupe 2 

1024 

1060 

1096 

1132 

1168 

1204 

1240 

1276 

1312 

1348 

Groupe 3 

888 

921 

954 

987 

1020 

1053 

1086 

1119 

1152 

- 

Groupe 4 

765 

796 

827 

858 

889 

920 

951 

982 

- 

— 


Artikel 2 

Die Verordnung 9/65/Euratom wird mit Wirkung 

vom 1. Januar 1972 wie folgt geändert; 

1. Nach Artikel 4 dritter Absatz wird folgender Satz 
angefügt: 

„Diese Zulage ist ab 1. Februar 1972 um 67 DM 
zu verringern bei Atomanlagenbediensteten, deren 
Bezüge unter die Klasse I Grupp- jn 1 bis 4 und die 
Klasse II Gruppe 1 fallen. Sie ist um 40 DM zu 
verringern bei Atomanlagenbediensteten, deren 
Bezüge unter die Klasse I Gruppe 5 und die Klasse 
II Gruppen 2 bis 4 fallen." 

2. Der Anhang zur Verordnung Nr. 9/65/Euratom 
wird durch folgenden Anhang ersetzt: 
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ANHANG 

(DM) 

KLASSE I 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

Groupe 1 

1526 

1583 

1640 

1697 

1754 

1811 

1868 

1925 

— 

— 

Groupe 2 

1367 

1418 

1469 

1520 

1571 

1622 

1673 

1724 

1775 

- 

Groupe 3 

1248 

1292 

1336 

1380 

1424 

1468 

1512 

1556 

1600 

1644 

Groupe 4 

1130 

1170 

1210 

1250 

1290 

1330 

1370 

1410 

1450 

1490 

Groupe 5 

1031 

1067 

1103 

1139 

1175 

1211 

1247 

1283 

1319 

1355 

KLASSE II 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

Groupe 1 

1186 

1228 

1270 

1312 

1354 

1396 

1438 

1480 

1522 

1564 

Groupe 2 

1037 

1073 

1109 

1145 

1181 

1217 

1253 

1289 

1325 

1361 

Groupe 3 

901 

934 

967 

1000 

1033 

1066 

1099 

1132 

1165 

- 

Groupe 4 

778 

809 

840 

871 

902 

933 

964 

995 

- 

- 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 



